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Der Landesvorsitzende der GdP 
Hamburg, Gerhard Kirsch, äußert 
sich ähnlich wie viele andere auch 
in den sozialen Netzwerken. Diese 
Berichte und Anmerkungen bezie
hen sich auf aktuelle Probleme, 
beleuchten aber auch kritisch 
Strukturen in der Hamburger Polizei. 
Daher ist der zweite Bericht auch 
unter dem Aspekt zu betrachten, 
eine Diskussion zur Frage der 
Hamburger Polizei in Bezug auf 
deren organisatorischen Aufbau zu 
führen. in den sozialen Netzwerken 
gab es dazu bereits unterschied
liche Bewertungen.

Wann kommt die 
Besoldungs anpassung?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
am 2. 6. 2017 wird das Beteiligungsge-
spräch der Gewerkschaften zur An-
passung/Übertragung des Tarifergeb-
nisses im Personalamt stattfinden. Was 
in Hamburg lange dauert, ist in 
anderen Bundesländern schon Ge-
schichte. Bayern z. B. übernimmt das 
Tarifergebnis rückwirkend zum 
1. 1. 2017 UND legt noch eine Einmal-
zahlung von 500 Euro obendrauf.

In Hamburg hat der 1. Bürgermeister 
die Übernahme des Tarifergebnisses 
rückwirkend zum 1. 1. 2017 definitiv 
zugesagt. Allerdings dauert die Umset-
zung viel zu lange, wenn man sich z. B. 
mit Bayern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein oder Sach-
sen vergleichen will. Hamburg mit sei-
nen Weltstadtambitionen sollte hier 
nun wirklich nicht zurückstehen. 

Kurz zum Tarifergebnis: Zum 
1. 1. 2017 +2 Prozent bzw. 75 Euro bei 
einem Bruttogehalt von bis zu 3200 
Euro – und ab 1. 1. 2018 +2,35 Prozent. 
In Hamburg werden 0,2 Prozent je-
weils als Versorgungsrücklage einbe-

halten. Zur Wahrheit gehört auch, dass 
andere Länder die Übernahme des Ta-
rifergebnisses verzögern – so Bremen 
zum 1. 7. oder Mecklenburg-Vorpom-
mern zum 1. 6. und dann auch noch 
1,75 Prozent oder NRW zum 1. 4. – ein 
Flickenteppich ohne Ende und der 

grandiosen Föderalismusreform ge-
schuldet – die Kleinstaaterei feiert 
wieder Triumphe – zu unseren Lasten.

Unser Parlament – die Hamburgi-
sche Bürgerschaft – muss sofort nach 
der Beteiligung der Gewerkschaften 
die Umsetzung des Tarifergebnisses 
noch vor der Sommerpause beschlie-
ßen – das wäre mal ein Zeichen dafür, 
dass man es nicht nur anderen Län-
dern im positiven Sinne gleichtun will, 
sondern auch hier das Beispiel eines 
verschlafenen und trägen Provinzni-
veaus in ein Weltstadtniveau verwan-
deln möchte.

Angesichts der nicht nur diesjährig 
bestehenden exorbitanten Belastun-
gen des öffentlichen Dienstes, im Spe-

ziellen für die Polizeibeschäftigten, 
auf deren Rücken der G20-Wahnsinn 
ausgetragen wird, wäre das wirklich 
mal ein guter Schritt. Von einer zusätz-
lichen Einmalzahlung in Höhe von 500 
Euro – wie in Bayern – wage ich schon 
gar nicht zu träumen, denn dies setzt 

den Schlaf voraus – und dann kann ich 
diejenigen nicht mehr wecken, die ei-
nen anderen Traum haben – nämlich 
uns möglichst lange hinzuhalten und 
uns wieder zu nehmen, was uns zu-
steht. 

Liebe Grüße, Kirsche

G20: Gesundheit und Strukturen 
– kritisch zu sehen

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
zunächst freue ich mich sehr darüber, 
dass es dem Polizeiführer, Herrn Dud-
de wieder besser geht. Mit großem 

Was uns neben G20 bewegt: 
Besoldungs anpassung und Strukturen

infos für Einsatzkräfte zum G20Gipfel

Fortsetzung auf Seite 2
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Beim alljährlichen MaiEmpfang 
des Senats waren rund 450 
Gewerkschafter/innen am 19. April 
im Rathaus zu Gast.

Der Bürgermeister begrüßte alle 
Gäste und berichtete aus seiner Sicht 
von der wachsenden Stadt, den wach-
senden Herausforderungen für die 
Wirtschaft und Wohnungssituation 
und die daraus erwachsenden Chan-
cen.

Die DGB-Vorsitzende Katja Karger 
stellte den Wert der Mitbestimmung in 
den Mittelpunkt ihrer Rede. Sie ver-
wies auf die geschichtlich umkämpf-
ten Rechte der Arbeitnehmervertre-
tungen und den demokratischen 
Grundgedanken.

Für die Gewerkschaften sprach au-
ßerdem Katharina Ries-Heidtke, Kon-

zernbetriebsratsvorsitzende der As-
klepios Kliniken Hamburg. Sie wies 
auf strukturelle Defizite in der Perso-
nalbemessung hin und prangerte noch 
mal den Zustand der befristeten Ar-
beitsverträge an.

Sachgrundlosen Befristungen durch 
die Stadt wurden durch das Engage-
ment des DGB auf vielen Ebenen und 
in gemeinsamen politischen Gesprä-
chen gestoppt.

Genau hier zeigt sich, wie wichtig 
ein aktiver Dialog zwischen den Ge-
werkschaften und der Stadt als Arbeit-
geber und Dienstherr ist.

Bei einem guten Tropfen und einem 
reichhaltigen Büfett folgte der weitere 
Austausch zu aktuellen politischen 
Themen. Insgesamt ein gelungener 
Abend, für den es sich lohnt, Danke zu 
sagen.

Jörn Clasen

MAiEMPFANG

Bürgermeister Olaf Scholz  
lädt zum Empfang

Schrecken hatte ich bei meiner An-
kunft in Hamburg von seinem erlitte-
nen Herzinfarkt erfahren. Ganz per-
sönlich wünsche ich ihm alles Liebe 
und Gute – und wenn ich höre, dass er 
weitermacht, so ist dieser Einsatz von 
niemandem zu überbieten und zeugt 
von dem außergewöhnlichen Willen, 
Mut und der Einstellung, über die die-
ser Mann verfügt. Er und damit alle 
zurzeit belasteten Kolleginnen und 
Kollegen müssen endlich entspre-
chend unterstützt werden – und damit 
komme ich zu einem Punkt, der viel-
leicht bei dem einen oder anderen Un-
mut auslösen wird: Dies vorausge-
schickt muss jedem klar sein, dass der 
G20-Gipfel eine Angelegenheit ist, die 
ALLE Organisationseinheiten angeht. 
Dieser Einsatz ist seit Wochen im Gang 
– ich habe auf mehreren Personalver-
sammlungen von der vollzogenen 
Spaltung der Hamburger Polizei ge-
sprochen. Ich habe davon gesprochen, 
dass hier Separatisten mit Elitedenken 
am Werk waren – einige wurden dafür 

belohnt. Die Abkehr von der PK-Philo-
sophie – die Trennung der Sparten – 
war ein Kardinalfehler, der sich insbe-
sondere jetzt fatal auswirkt. 

Wo SCH und Kripo seinerzeit unter 
einem Dach geführt wurden, kam es 
auch vor, dass K-Kollegen in den 
Schichten unterstützten. Wie gut wäre 
das jetzt – bei den unglaublichen Be-
lastungen, die insbesondere die 
Dienstgruppen über Monate hinweg 
durchzustehen haben. Von Fürsorge 
oder entsprechender Führung kann 
doch hier keine Rede mehr sein, wenn 
die Belastungen im Wesentlichen nur 
einseitig verteilt werden. Die über 
Herrn Dudde bestehende – politische 
– Führung muss hier entsprechende 
Entscheidungen treffen oder ihm – 
wenn man solche nicht trifft – alle Voll-
machten einräumen. Sie scheuen aber 
wohl den Widerstand gewisser Kreise, 
die ja einträchtig zusammenwirken. 
Eines ist für mich jedenfalls klar: Die 
Kolleginnen und Kollegen der Schutz- 
und Wasserschutzpolizei, aber auch 
der Polizeiführer Dudde selbst brau-
chen deutlich mehr interne – politische 
– Unterstützung, um in erster Linie die 
Kolleginnen und Kollegen an den PK/ 
WSPK zu entlasten. Ich sagte auch im-
mer wieder: Wir sind eine Polizei! – 

bzw. „Wir müssen auch wieder eine 
werden!“ – und davon gehe ich kei-
nen Millimeter weg. Es ist jetzt wirk-
lich die Gelegenheit, dies endlich auch 
real umzusetzen – da müsste man in 
den ganz hohen Führungskreisen 
auch alleine drauf kommen – da es of-
fenbar nicht so ist, schreibe ich es ih-
nen gerne auf. Zurücklehnen und zu-
schauen, wie Dudde und die 
„anderen“ sich aufreiben, reicht nicht!

Ich fordere auch, endlich die Ver-
pflegungsrichtlinie bis zum Ende des 
G20-Einsatzes aufzuheben – BGM-
Objektschutz nein, Messe ja – alles 
Humbuck. Die Sätze sind auch zu er-
höhen. Das sind gemessen an den Ge-
samtkosten des Einsatzes Peanuts, die 
Kolleginnen und Kollegen geben alles 
– und die Politik macht sich in die 
„imaginäre“ Hose vor Geiz und sorgt 
dafür, dass die Stimmung bei den Kol-
leginnen und Kollegen immer wieder 
neue „Höhepunkte“ erreicht. Dies als 
erste Gedanken, mit denen ich nach 
Hause gekommen bin. Ich werde heu-
te Abend zu den Kolleginnen und Kol-
legen rausfahren. Da habe ich auch 
ein wenig von Herrn Dudde, dem ich 
nochmals und von ganzem Herzen das 
Beste wünsche.

Liebe Grüße, Eure Kirsche

Fortsetzung von Seite 1
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Regelmäßig treffen sich Mitglie
der der GdP zumeist in Berlin, um 
sich zu unterschiedlichen themen
komplexen auszutauschen. Dazu 
gibt es Felder wie die Bereitschafts
polizei, tarifrecht oder auch Beam
ten und Besoldungsrecht.  
Dabei stehen aktuelle Entwicklun
gen in diesen Feldern im länderüber
greifenden Austausch in der Be
trachtung. Auf den tagesordnungen 
stehen aber auch die auf dem 
Bundeskongress beschlossenen 
Anträge.

Am Beispiel des Bundesfachaus-
schusses für Beamten- und Besol-
dungsrecht lässt sich sehr gut nach-
vollziehen, in welcher Form gewerk- 
schaftliche Arbeit dort für die Mitglie-
der stattfindet.

Bereits direkt nach dem Bundes-
kongress 2015 ging es in die Abarbei-
tung der beschlossenen Anträge, wie 
den Antrag C-2. 

Wesentlich dabei waren die Anträ-
ge rund um die Frage von Arbeitszei-
ten und die Umsetzung der EU-Ar-
beitszeitVO sowie zu Belastungs- 
problematiken im Wechselschichten-
dienst, Erschwernisvergütungen und 
dem Freizeitausgleich. 

Am Beispiel der Mehrarbeitszeiten: 
In welcher Form erfolgt Freizeitaus-

gleich und auf welchem Stand bewe-
gen sich die Möglichkeiten, mit dem 
Erreichen eines bestimmten Lebens-
alters aus dem aktiven Dienst auszu-
scheiden oder welche Unterschiede 
bestehen bei den wöchentlich gelten-
den Arbeitszeiten.

Daneben finden regelmäßige Er-
fahrungsaustausche mit Organisatio-
nen statt, die sich ähnlichen Proble-
matiken gegenübersehen.

Was bewegt den 
Bundeswehr verband?

Bei der letzten Sitzung des BFA BB 
im Mai konnten die Mitglieder des 
BFA einen regen Positionsaustausch 
mit Vertretern des Bundeswehrver-
bandes führen. Schnell war klar, dass 
vor allem Arbeits- und Bereitschafts-
zeiten sowie die Möglichkeiten des 
Freizeitausgleichs in der Bundeswehr 
im Fokus der Diskussion standen.

Interessante Einblicke erfolgten 
dabei auch in die Grenzen von Mitbe-
stimmung in der Bundeswehr und der 
Vergleich mit der Polizei. Während es 
in der Bundeswehr Bereiche gibt, bei 
denen sich lediglich eine Vertrauens-
person um elementare Mitbestim-
mungsfragen kümmert, gelten für die 
Polizei flächendeckend und analog 
entsprechende Personalvertretungs-
gesetze.

Ein weiteres spannendes Thema: 
Versorgungsfragen und der Versor-
gungsausgleich. Genau wie im Be-
reich der Polizei gibt es in der Bun-
deswehr das große Problem der 
vorzeitigen Ruhestände aus besonde-
ren Altersgrenzenregelungen. 

Da der Versorgungsausgleich be-
reits mit dem Eintritt in den jeweili-
gen Ruhestand greift, führt er zu er-
heblichen Ungerechtigkeiten in der 
künftigen Versorgung. Daneben muss 
insbesondere auch das Feld der Ru-
hestände durch Vollzugsdienstun-
tauglichkeit besonders betrachtet 
werden, dies auch unter dem Aspekt 
der Fürsorge in Bezug auf Dienstun-
fälle. Im Rahmen zukünftiger Gesetz-
gebungsverfahren erscheint es den 
Teilnehmern wichtig, zusammen mit 
dem Bundeswehrverband hier für 
mehr Gerechtigkeit zu sorgen.

Kritisch wurde sich im weiteren 
Verlauf mit der aktuellen Diskussion 
über die Rolle der Bundeswehr im Zu-
sammenhang mit den rechtsradikalen 
Vorwürfen gegen Soldaten der Bun-
deswehr auseinandergesetzt, aber 
auch das Verhalten der Verteidigungs-
ministerin von der Leyen beleuchtet.

Ergebnisse der Ländervergleiche

Im weiteren Verlauf wurde das 
Thema des finanziellen Ausgleichs 
für den Polizeidienst diskutiert. Als 
Grundlage diente dazu eine Synopse 
hinsichtlich der unterschiedlichen 
Ausprägungen in den einzelnen Län-
dern sowie auf Bundesebene.

Ein Flickenteppich auch im Zula-
genwesen, der den Entwicklungen der 
Förderalismusreform geschuldet ist 
und zu einem Auseinanderdriften der 
Besoldung und Versorgung geführt 
hat. Als gemeinsame Forderungslage 
bei den Erschwerniszulagen wurde auf 
die Erhöhung der Polizeizulage auf 300 
Euro in allen Länder abgezielt. Die da-
bei unterschiedlichen Möglichkeiten, 
Druck aufzubauen und dies z. B. auch 
gegenüber haushaltspolitischen Spre-
chern deutlich zu machen, müssen ge-
nutzt werden.

Der Dschungel bei den Erschwer-
niszulagen spiegelt sich auch in den 

Was passiert in einem Bundesfachaus
schuss? Der Blick über den tellerrand

interessanter Austausch mit den Vertretern des Bundeswehrverbandes



6 – 2017 Deutsche Polizei  5

LANDESJOURNALHamburg

ANKüNDiGUNG

unterschiedlichen Zulagenhöhen wi-
der. Dabei müssen über die GdP hin-
weg die besonderen Belastungen 
auch im Hinblick auf die Probleme 
des Biorhythmuswechsels zwischen 
Arbeits- und Freizeit betrachtet und 
entsprechend ausgeglichen werden. 
In allen Ländern ist noch erheblicher 
Nachholbedarf vorhanden, zumal da-
rüber hinaus auch die Zulagen für be-
sondere Aufgabenwahrnehmungen 
betrachtet werden müssen. Die Fort-
setzung der 5-Euro-DuZ-Kampagne 
sollte angestrebt werden, auch unter 
Berücksichtigung einer notwendigen 
Dynamisierung.

Insgesamt erscheint es zukünftig 
notwendig, die Verlässlichkeit der 
Dienstplanung zu fordern. Die unge-
planten und unerwarteten Wechsel 
und die sich daraus ergebenen Beein-
trächtigungen müssen z. B. durch 
Faktorisierung der Arbeitszeit, die zu 
mehr Freizeit- oder einem erhöhten 
finanziellen Ausgleich führt, beson-
ders betrachtet werden. Für unge-
wöhnliche Einsatzbelastungen muss 
es ebenfalls möglich sein, im Rahmen 
einer gemeinsamen Aktion Positio-
nen substanziell zu hinterlegen und 
gegenüber dem Dienstherrn einzu-
fordern.

Das Themenfeld des dienstlichen 
Rechtsschutzes wurde anschließend 
vor dem Hintergrund der unter-
schiedlichen Regelungen und An-
wendungen beleuchtet. Hamburg 
zieht sich auf eine Verwaltungsvor-
schrift zurück, wonach dienstlicher 
Rechtsschutz als Vorschuss oder zins-
lose Darlehen nur gewährt werden, 
wenn von anderer Seite als dem ge-
werkschaftlichen Rechtsschutz kein 
Rechtsschutz zu erlangen ist. Eine ak-
tuelle Rechtsprechung aus Mecklen-
burg-Vorpommern erscheint hier eine 
veränderte Betrachtung zu ermögli-
chen.

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass 
es wichtig ist, sich über Ländergren-
zen hinweg auszutauschen und dabei 
immer wieder Forderungen zu erar-
beiten, um mit mehr Gewicht für un-
sere Mitglieder Verbesserungen zu 
ermöglichen.

Jörn Clasen

tAGUNG

NDRBesichtigungstour –  
„Das Beste im Norden“

im August wollen wir mit 30 
interessierten Mitgliedern die 
NDRStudios in Hamburg Lokstedt 
nach sieben Jahren wieder einmal 
besichtigen. Es hat sich dort 
seitdem viel geändert.

Hierzu treffen wir uns 

am 28. August 2017,  
um 13.50 Uhr,

im Empfangsgebäude (Haus Nr. 14) 
des NDR, Hugh-Greene-Weg 1 in 
Hamburg Lokstedt. Der NDR-Mitar-
beiter, Herr Jörn Behrens wird uns be-
grüßen und mit uns auf einen interes-

santen Rundgang durch das 
NDR- Gelände mit seinen div. Studios 
begleiten. Wir werden dann sehen, 
wie die Produktion der „Tagesschau“, 
des „Hamburg Journal“, „DAS“, 
„NDR Talkshow“ und weiterer Sen-
dungen wie z. B „Markt“ entsteht und 
mit welcher hochmodernen Technik 
die Studios ausgestattet sind. Anmel-
dungen ab sofort in der GdP-Ge-
schäftsstelle, unter der Tel.-Nr. 040/ 
28 08 96-0. Für die Anfahrt nutzt mög-
lichst die öffentlichen Verkehrsmittel, 
wie z. B. die U-Bahn Linie 2 bis zur 
Haltestelle „Hagenbecks Tierpark“! 
Von dort ist es nur ein kurzer Fußweg 
von ca. 5 Minuten!

Klaus-Peter Leiste,  
Vorsitzender Fachbereich Senioren

www.VDPolizei.de

Wir brauchen dich!

Der VDP – der Verlag deiner Gewerkschaft – sucht Kollegen,
die neben Beruf oder Ruhestand Zeit und Lust für eine gut 
bezahlte Tätigkeit als freiberuflicher Anzeigenverkäufer in 

haben. 

Hilf uns, unsere Präventions- und Festschriften für die GdP 
in Hamburg zu bewerben und herauszubringen. 
Nähere Informationen erhältst du unter www.VDPolizei.de. 
Oder ruf uns an unter Telefon 0211/7104-183 (Antje Kleuker).

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit dir!

Forststraße 3a, 40721 Hilden
Telefon 02 11 / 71 04-183, Frau Antje Kleuker
Antje.Kleuker@VDPolizei.de

 Hamburg
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tarifergebnis u. a. 1. Januar 2017: 
+2 Prozent bzw. 75 Euro bei einem 
Bruttogehalt von bis zu 3200 Euro; 
1. Januar 2018: +2,35 Prozent in 
2018: Einführung einer Stufe 6 ab 
EG 9 (macht ca. 0,54 Prozent aus) 

Stand der Besoldungsrunden

Baden-Württemberg: Die Bezüge 
werden 2017 um 2 Prozent (abzüglich 
0,2 Prozentpunkte zwecks Zuführung 
zur Versorgungsrücklage) angeho-
ben, wobei Beamte/-innen mit einem 
Grundbetrag von unter 3750 Euro auf 
jeden Fall 75 Euro erhalten. In 2018 
wird eine Erhöhung um 2,35 Prozent 
sowie zusätzlich um 0,325 Prozent 
vorgenommen. Die Anpassungen er-
folgen bis Besoldungsgruppe A 9 je-
weils zum 1. März, für Besoldungs-
gruppe A 10 zum 1. Mai und für 
die übrigen Betroffenen zum 1. Juni. 
Darüber hinaus soll zum 1. Januar 
2018 die Absenkung der Eingangsbe-
soldung rückgängig gemacht wer-
den. 

Bayern: Die Landesregierung will 
die Bezüge rückwirkend zum 1. Janu-
ar 2017 um 2 Prozent, mindestens 75 
Euro, und zum 1.1.2018 um 2,35 Pro-
zent erhöhen. Zudem soll eine Ein-
malzahlung in Höhe von 500 Euro ge-
zahlt werden. 

Berlin: Der Senat plant die Über-
nahme des Tarifabschlusses zuzüg-

lich eines 1-prozentigen Zuschlags 
zur Angleichung der Bezüge an den 
Durchschnitt der anderen Bundeslän-
der. Noch offen ist, zu welchem Da-
tum die Erhöhung sowohl 2017 als 
auch 2018 erfolgen soll. 

Brandenburg: Die Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge steigen zum 1. Janu-
ar 2017 um 2,65 Prozent (abzüglich 
0,2 Prozent für die Versorgungsrück-
lage) und ab 1. Januar 2018 um wei-
tere 2,85 Prozent.

Bremen: Die Bezüge werden zum 
1. Juli 2017 um 2 Prozent, mindestens 
aber um 75 Euro, und zum 1. Juli 2018 
um weitere 2,35 Prozent erhöht.

Hamburg: Gemäß der 2011 abge-
gebenen Zusage des Ersten Bürger-
meisters soll das Tarifergebnis auf die 
Beamtenschaft übertragen werden, 
wobei 0,2 Prozentpunkte in die Ver-
sorgungsrücklage fließen. 

Mecklenburg-Vorpommern: Das 
Land hat im Vorfeld eine Erhöhung 
zum 1. Juni 2017 um 1,75 Prozent be-
schlossen. Der DGB forderte die Re-
gierung dennoch auf, über eine Über-
tragung des Tarifergebnisses ins 
Gespräch zu kommen. 

Niedersachsen: Bereits 2016 hat 
sich der Gesetzgeber auf eine Erhö-
hung um 2,5 Prozent zum 1. Juni 2017 
festgelegt. Nachträglich wird sie soz. 
Komponente aus der Tarifeinigung i. 
H. v. 75 Euro übernommen. D. h., die 
Bezüge steigen zum 1. Juni 2017 um 
2,5 Prozent, mindestens aber um 75 
Euro. 

Nordrhein-Westfalen: Zum 1. April 
2017 soll die Besoldung um 2 Prozent 
(mindestens 75 Euro ohne Beachtung 
der Kappungsgrenze, wie sie der 
TV-L-Abschluss vorsieht) und ab  
1. Januar 2018 um 2,35 Prozent stei-
gen. 

Rheinland-Pfalz: Rückwirkend zum 
1. Januar 2017 werden die Bezüge um 
2 Prozent (mindestens aber 75 Euro) 
und zum 1. Januar 2018 um 2,35 Pro-
zent erhöht.

Saarland: Zum 1. Mai 2017 sollen 
die Bezüge um 2,2 Prozent (abzüglich 
0,2 Prozentpunkte für die Versor-
gungsrücklage) erhöht werden. Ab 1. 
September 2018 werden sie um wei-
tere 2,25 Prozent angehoben. Der im 
Tarifergebnis vorgesehene Mindest-
betrag von 75 Euro soll prozentual 

umgerechnet und 2018 in die Tabelle 
eingebaut werden. 

Sachsen: Das Kabinett hat die 
Übernahme der linearen Anpassung 
beschlossen. Damit erhöhen sich die 
Bezüge jeweils zum Ersten des Jahres 
um 2 Prozent (2017) und 2,35 Prozent 
(2018). Beamte/-innen mit einem 
Grundgehalt von bis zu 3200 Euro be-
kommen 2017 eine Einmalzahlung i. 
H. v. 100 Euro. Zudem werden die Be-
träge der Endstufen zum 1. Januar 
2018 zusätzlich um 1,12 Prozent an-
gehoben und ab 1. Oktober 2018 gibt 
es einen ruhegehaltsfähigen Zu-
schlag von 1,03 Prozent ab BesGr. A 9 
nach Ablauf einer fünfjährigen War-
tezeit in der Endstufe. 

Sachsen-Anhalt: Rückwirkend zum 
1. Januar 2017 werden die Bezüge um 
2 Prozent, mindestens 75 Euro, und 
zum 1. Januar 2018 um 2,35 Prozent 
erhöht.

Schleswig-Holstein: Zum 1. Januar 
2017 werden die Bezüge um 2 Pro-
zent (abzgl. 0,2 Prozentpunkte 
zwecks Zuführung zur Versorgungs-
rücklage, mindestens aber 75 Euro) 
und zum 1. Januar 2018 um 2.35 Pro-
zent erhöht. Es wurde vereinbart, 
Verbesserungen der Besoldung struk-
tureller Art bis zum Sommer zu erör-
tern.

Thüringen: Die Landesregierung 
will die Bezüge zum 1. April 2017 um 
2 Prozent (abzgl. 0,2 Prozentpunkte) 
und zum 1. April 2018 um 2,35 Pro-
zent erhöhen. Anstelle des Festbe-
trags von 75 Euro wird für die BesGr. 
A 6 bis A 8 die allg. Stellenzulage vor 
der prozentualen Anpassung um 25 
Euro erhöht. 

Hessen: Ab dem 1. Juli 2017 sollen 
die Bezüge um 2 Prozent (mindestens 
75 Euro) und zum 1. Februar 2018 um 
2,2 Prozent erhöht werden. Zudem er-
halten die Beamte/-innen zum 1. Ja-
nuar 2018 ein Jobticket. Damit wird 
das TV-H-Ergebnis auf die Beamten-
schaft übertragen.

Quelle: DGB

übernahme des tarifergebnisses:  
Wie sieht es deutschlandweit aus? 

Notdienst der
Glaser-Innung Hamburg
für alle Hamburger Bereiche

Glaser-Notdienst
Tel. 830 06 60

Firmenungebundene
AuftragsannahmeGlaser-Innung Hamburg

Anzeige
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BERicHt

Die für den Juni geplante Mitglie-
derversammlung für unseren Senio-
renbereich muss aufgrund der Vorbe-
reitungen im Zusammenhang mit 

dem G20-Treffen in Hamburg ent-
fallen.

Klaus-Peter Leiste,  
Fachbereichsvorsitzender Senioren

HiNWEiS

Mitgliederversammlung  
im Juni entfällt

Nachdem der Vorsitzende des 
Fachbereichs Senioren die Mitglie
derversammlung am 11. April 2017 
eröffnet hatte, begrüßte er die 
anwesenden Mitglieder und den 
Vorsitzenden Herrn torsten Voß und 
dankte ihm herzlich, dass er trotz 
seines engen terminkalenders die 
Einladung zu den GdPSenioren 
angenommen hatte.

Zu Beginn des Vortrages brachte 
uns der Leiter des Verfassungsschut-
zes Hamburg auf den aktuellen Stand 
seiner Tätigkeit und stellte sich kurz 
vor, obwohl ihn ja viele kannten. 
Schließlich begann er seine atembe-
raubende Karriere 1981 bei der Poli-
zei Hamburg im mittleren Dienst und 
entwickelte sich über den gehobenen 
und höheren Dienst zum Amtsleiter 
des Verfassungsschutzes in Hamburg 
seit 2012.

In dieser Zeit hat sich in dem Be-
reich viel verändert. So stellte er uns 
vor, wie er den Verfassungsschutz 
neu organisiert hatte, mit, wie wir alle 
aus der Presse wissen, mehr Personal. 
Klassische Aufgaben, wie ca. 7000 
Anträge auf Einbürgerungen pro Jahr 
oder genauso viele Überprüfungen 
des Sicherheitspersonals in öffentl. 
Einrichtungen, wie z. B. am Flugha-
fen oder im Hafen Hamburg, müssen 
bewältigt werden. 

Lageauswertung, Spionageabwehr 
und operative Aufgaben kommen hin-
zu. Ein Überblick über aktuelle The-
men, wie beispielsweise Reichsbürger 
und Islamismus, führten zur Terroris-
musgefahr und den Vorbereitungen 
auf den G20-Gipfel. Kurz zusammen-
gefasst: Reichsbürger sind durch die 
tödlichen Schüsse auf einen bayeri-
schen Polizisten in den Fokus gerückt, 
spielen in Hamburg derzeit eine sehr 
geringe Rolle, genauso wie die NPD. 
Natürlich gibt es Rechtsextremismus, 
in allerdings wesentlich geringeren 
Fallzahlen, als sie der Linksextremis-
mus derzeit mit sich bringt. 

Islamismus

Der Islamismus wird als eine „politi-
sche Weltanschauung, die die Sprache 

der Religion nutzt, um politische Ziele 
zu verfolgen“ definiert. Dies geschieht 
u. a. offen bei al-Qaida oder Salafisten, 
Dschihadisten und sonstigen und hyb-
rid beim IS. In der Ausreiseproblema-
tik beobachtet man eine Anzahl von 
20% Frauen, 1/3 Rückkehrer, 1/3 
„Verstorbene“ und eine andauernde 
Bedrohungslage, mit einem Trend zu 
niedrigschwelligeren tödlichen Taten. 
Es wird nicht mehr ein „Go“ voraus-
gesetzt. Radikalisierte Einzeltäter, au-
tonome Jihadisten und einreisende 
Teams mit Kontakten vor Ort sind do-
kumentiert. Sie werden im Internet, in 
Peergroups und teils in Moscheen re-
krutiert. Prävention ist angesagt, am 
Beispiel „Bilal“, der zitiert wird mit 
dem Satz: „Die schicken die Brüder 
einfach in den Tod!“ Ausreisen sind 
derzeit abnehmend.

Das linke Spektrum

Im Linksextremismus ist besonders 
die steigende Gewaltbereitschaft von 
Bedeutung.

Die „Rote Flora“ hat eine hohe Be-
deutung in der europäischen Szene. 

Bisher legte man Wert auf die Ver-
mittelbarkeit von Gewalt in der Öf-
fentlichkeit, wie Sachbeschädigungen 
und Schmierereien. Nun zeichnet sich 
ein Wandel zur Missachtung der kör-
perlichen Unversehrtheit hin ab, ins-
besondere am Beispiel von Polizisten, 
die als „Robocop“ quasi zur Sache er-
klärt werden. 

Völlig inakzeptabel, mit der Folge, 
dass politisch und hoffentlich juristisch 
durch konsequente Rechtsanwendung 
und Klarstellung erfolgreich dagegen 
vorgegangen werden kann und dies 
gesellschaftlich als besonders verächt-

lich herausgestellt wird! Hier stellt der 
G 20 mit hohen Zahlen von Demonst-
rationsteilnehmern und der Vermi-
schung mit derartig Gewaltbereiten 
eine große Herausforderung an die 
Demonstrationsteilnehmer und die Po-
lizei dar. Politisch motivierte Krimina-
lität war grundsätzlich gerade sin-
kend, hoffentlich bleibt es dabei.

Wir danken Herrn Voß für die klä-
renden Worte und die Zeit, die er uns 
schenkte.

Aktuelle Gewerkschaftsthemen 
folgten

Es berichtete Peter Leiste über Ak-
tuelles aus der Gewerkschaftsarbeit:
•	 Die GdP begrüßt die schärfere Ge-

setzgebung im Bereich „Einbruchs-
diebstahl“.

•	 Die GdP unterstützt die DGB-Forde-
rung nach einer Rente von mindes-
tens 50%.

•	 Hinweis dazu: bundesweite Regio-
nalveranstaltungen am 31. Mai 2017 
– auch in Hamburg, näheres folgt in 
den Medien. 

•	 Gesucht werden weiter G20-Betreu-
er für unsere GdP-Einsatzbetreuung.

•	 Unsere Ausflugsangebote kommen 
an: erfolgreiche Betriebsbesichti-
gung bei der Fa. Trimet, Aluminium-
werk Hamburg – Finkenwerder. Ein 
Bericht in der DP demnächst.

•	 Hinweis auf die neue BAGSO Bro-
schüre „Konflikte in Heimen“ in der 
GdP-Geschäftsstelle.

•	 Hafengeburtstag – Einlaufparade 
mit der „Woltman“ und GdP-Mit-
gliedern.

•	 Erster Hinweis auf den Bundesseni-
orenkongress im März 2018.

Ulrich Grill-Kiefer, Seniorenvorstand 

Mitgliederversammlung mit dem Leiter 
des Verfassungsschutzamtes
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Hinweis: 
Aus datenschutzrechtlichen Gründen 

ist eine Veröffentlichung von 25j.- und 
40j.- Dienstjubiläen ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Jubilars in der Zeit-
schrift „Deutsche Polizei“ leider nicht 
mehr gestattet. Sollte eine Veröffentli-
chung des Dienstjubiläums gewünscht 
werden, bitten wir um Mitteilung des 
Termins an die GdP-Mitgliederverwal-
tung.       Tel.: 0 40/28 08 96-17Ich bin ein Vorsorger!

Ich geh’ gern auf Nummer
sicher – auch bei meinem
Finale auf Erden. Komme,
was wolle: Alles ist jetzt
in besten Händen.

Am besten heute alles 

regeln – am besten GBI

Tel. 040 -24 84 00
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